
An das

Amtsgericht Kreuzberg

Fami[iengericht
(Wird von mir zusätztich an das Kammergericht Bertin weitergeteitet!)
Hattesches Ufer 62

10963 Berlin

Vorab per Runder Tisch Maiter

AKenzeichen: 164 F 10595/25

Datum: 22.07.2026

ln der Famitiensache

Ga bi Reimer (Antragstetterin) ./. Ch ristia n Reimer (Antragsgegner).

BESCHWERDE:

Gegen den Endbeschtuss (Scheidung) sowie den Streitwertbeschtuss des Amtsgerichts

Kreuzberg (A2.164F 10595/25) vom 15.O7.2026,mir zugegangen am21.07.2026, lege

ich hiermit form- und fristgerecht

BESCHWERDE

ein.

Gteichzeitig beantrage ich die Aussetzung der Vol.tziehung der angefochtenen
Beschtüsse bis zur rechtskräftigen Entscheidung über diese Beschwerde sowie die
Aufhebung der angefochtenen Beschtüsse und die Zurüclcverweisung an das

Amtsgericht Kreuzberg (zwingend an einen unbefangenen Richter).

Begründung:



Die angefochtenen Beschtüsse sind unter ektatanter VerLetzung zwingender
verfahrensrechtticher Vorschriften, insbesondere eines massiven und fortgesetzten
Verstoßes gegen § 47 ZPO (Wartepfticht bei Befangenheitsgesuchen) sowie unter
Verletzung des Anspruchs auf rechttiches Gehör (Art. 103 GG), ergangen. Sie sind das
Resultat eines von Beginn an fehterhaften, rechtswidrig umgedeuteten und ohne
wirksa m e Prozessvoltmacht gef ü h rte n Verfa hre ns.

1 . Fortgesetzter Verstoß gegen g 47 ZPO durch il.tegate Terminierungen

Der vortiegende Beschtuss ist der Höhepunkt einer systematischen lgnoranz gegenüber

den Vorschriften der ZPO. lnsgesamt wurden in diesem Verfahren 6

Befangenheitsanträge gestetl.t und 5 Scheidungstermine anberaumt. Anstatt das
Verfahren beiVortiegen eines Befangenheitsgesuchs zwingend ruhen zu [assen (§ 47

ZPO), wu rden Verha nd [u nge n meh rfa ch rec htswi d rig d u rchgef ü h rt.

So fand bereits am 10.12.2025 eine ittegate Verhandtung statt, obwoht mein
formgerechter Befangenheitsantragvom 04.09.2025 sowie mehrere Nachträge zu

diesem Zeitpunkt nicht rechtskräftig beschieden war.

Dieser bewusste Rechtsbruch gipfette nun im Termin vom 1 5.O7.2026. Am 15.O7.2A26

um 0:42:01 Uhr, und somit deuttich vor Beginn der mündtichen Verhandtung, wurde
meinerseits nachweistich per eBO der 6. Befangenheitsantrag gegen die zuständige
Dezernentin, Richterin Neuhauß, eingereicht.

Die Richterin führte die Verhandtungtrotz Sperrwirkung durch und ertieß die Beschtüsse.

Die Kenntnis über diesen Antrag istforensisch gesichert: Mit Schreiben vom 1 6.O7.2026
bestätigte Richterin Neuhauß persönlich, dass meine Eingabe registriert und an die
Verwattung weitergeteitet wurde. Was für mich fragen aufkommen [ässt, warum die
Poststette diese trotz ktarer Anweisung nicht an der Richterin vorbei gesendet hat.

2. Fehtende Prozessvotlma cht u nd rechtswid rige Verfa hrensumdeutu ng

Das gesamte Verfahren teidet an einem irreparabten und durch das Gericht gedeckten

Eingriff in die prozessuate Ordnung. Die von Rechtsanwättin Mütter vorgetegte

Prozessvottmacht datiert nachweistich auf den 10.06.2025 und benennt ats Zweck eine
regutäre ,,Ehescheidung". Der von ihr eingereichte ,,Härtefattantrag" datiert jedoch erst
auf den 1 1.08.2025 und stützte sich auf Ereignisse, die erst im Juti 2025 stattgefunden



haben sotten. Dieser wurde einzig und attein ohne güttige Voltmacht gesteltt, um meinen

7 Tage zuvor gestettten Annutierungsantrag zu übergehen!

Es lag somit niemats eine wirksame Speziatvottmacht für dieses konkrete

Härtefatl.verfahren vor. Das Gericht hätte den Antrag gar nicht bevorzugt annehmen
düden und ohnehin mangets ordnungsgemäßer Bevottmächtigung gemäß § 88 ZPO

sofort zurückweisen mü ssen.

Stattdessen wurde der Gegenseite unmittetbar VKH trotz fristgerechten Einspruch

bewittigt und das Verfahren anschtießend - vöttig ohne rechttiches Gehör oder formette

Mitteitung an mich -von einer Härtefattscheidung in eine regutäre Scheidung

umgewandett. Dies geschah zu einem Zeitpunkt, als das gesetztiche Trennungsjahr

(19.12.2025) noch tange nicht erreicht war.

3. Aktenwid rige Feststeltung eines " unentschu tdigten" Fehtens

Die Richterin begründet den Ertass des Beschtusses ohne meine Anhörung damit, dass

ich dem Termin am 15.07.2026 "unentschutdigt" ferngebtieben sei. Diese Feststettung

ist aktenwidrig. Aufgrund des nachweistich rechtzeitig per eBO eingereichten und

unbeschi ed enen Befangenheitsa ntra gs ruhte die Verhandtu ngsbefugn is der Richteri n

zwingend. Ein Fehten in einem prozessual unzutässigen, durch §47 ZPO gesperrten

Termin ist rechttich absotut entschutdigt. Meine gesetztich vorgeschriebene Anhörung

wu rde somit rechtswid ri g vereitett.

4. lgnoranz der Prozessunfähigkeit der Antragstelterin

Trotz massiver und stetig erneuerter Hinweise auf die Prozessunfähigkeit der

Antra gstetteri n a ufgrund ein er sc hwerwiegend en Potytoxi kom a nie u nd ei nes pa ra [te[

[aufenden Prüfuerfahrens zur Einrichtung einer gesetzlichen Betreuung am Amtsgericht
Lichtenberg (Az. 158 )0/ll 102126),, hat die abgetehnte Richterin ohne vorherige Einhotung

eines Sachverständigengutachtens zur Prozessfähigkeit (§ 104 Nr. 2 BGB i.V.m. § 52 ZPO)

zur Hau ptsache entschieden.

5. Wi ttkü rtic he Streitwertfestsetzu n g

Der parattel ertassene Streitwertbeschtuss in Höhe von 14.800,00 € ist das Resuttat

ebenjener befangenen Verfahrensführung. Die Richterin hat Einkommenswerte b[ind
geschätzt, Unterhattspftichten für mein minderjähriges Kind ignoriert und Werte für



einen exptizit nicht beantragten Versorgungsausgteich fiktiv festgesetzt, um die

Verfa hrenskosten künsttich zu maximieren.

Fazit:

Die Verfahrensführung durch Richterin Neuhauß entbehrt jeder rechtsstaattichen

Grundtage und offenbart ein kottusives Zusammenwirken mit dervotlmachttosen
gegnerisch en Rechtsvertretung. lch bea ntrage daher, der Beschwe rde vottu mfä ngtich

stattzugeben und die Akten an die Dienstaufsicht zur Prüfung weiterer dienstrechtlicher
und strafrechtlicher Schritte (Verdacht der Rechtsbeugung und des Prozessbetrugs)

weiterzuteiten.

Christian Reimer.
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